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Der Reichskanzler über Genua.
Im Reichstag nahm, gestern alsbald nach Eröffnung der

Sitzung Reichskanzler Dr . Wirth das Wort zu der angckün.
digten Rede über Genua , in der er etwa folgendes ausführte :

Die Pariser Verhandlungen sind noch im Fluß und deshalb
kann die Regierung das , was sie im Ausschuß erklärt hat, hier
jetzt nicht behandeln . Dagegen ist eine Stellungnahme zur
deutschen Genua - Politik möglich . Die Vertreter der Völker
kamen in Genua zuisaminen im Dienste der Idee der Soli -
darität der Völker . Der italienischen Regierung , dem italie¬
nischen Volke und seinen Staatsmännern gebührt Dank für
die Energie , mit der sie sich für die Durchführung der Kon¬
ferenz eingesetzt haben. (Lebhafte Zustimmung . ) Was sollte
Genua sein ? England hatte die Initiative ergriffen , die Völ¬
ker der Welt zur friedlichen wirtschaftlichen Arbeit zusammen¬
zubringen . Aber der Gedanke war wohl zu erhaben für die
fetzige Zeit, als daß er schon hätte verwirklicht werden können.
Me Weigerung Amerikas reduzierte die Konferenz . Dazu ,
kam die Politik Frankreichs mit den Abmachungen von Can¬
nes und Boulogne. Die Konferenz ist in ihrem Programm io
reduziert worden, daß die Völker schließlich nicht einmal mehr
in offiziellen Sitzungen die Wahrheit über die politische »
Fragen höre« konnten! Aber trotzdem sind wir allen Dank
schuldig, die mit zäher Energie trotz aller Sabotageversuche
die Konferenz zu Ende geführt haben. Für dieses Durchhal-
tr« der Konferenz gebührt auch England der Dank aller be¬
drängten Völker.

Me auf der Kollferenz nicht berührten Frage » waren di«
wichtigsten . (Heiterkeit.) Die Neparationsfrage ist nicht nur
für uns die wichtigste, sie ist es für ganz Europa . (Sehr rich¬
tig .) über dies« Frage ist, wenn auch nicht offiziell, sehr vie<
gesprochen worden. Es war seit acht Jahren zum ersten Mal
mögliche mit den verantwortlichen Trägern der Politik starker,
Staaten in Verbindung zu kommen und mit ihnen die Repa¬
rationsfrage zu besprechen , was uns veranlagte , trotz bitterer
Enttäuschung in Genua zu verweilen . Me Konferenz bedeutet
einen Fortschritt. Wir sind nach äugen als gleichberechtigte
Dkacht aufgetreten . (Lachen links .) Das Lachen ist mir uner¬
klärlich! Schon die Tatsache, dag dreieinhalb Jahre nach dem
großen Völkermorden die Menschen wieder einmal in Berüh¬
rung kamen, um über die Probleme der deutschen Wirtschaft
sich zu besprechen , ist ein großer Fortschritt in der europäi¬
schen Entwicklung. Darüber gibt es nichts zu lachen ;

' diesen
Fortschritt soll man anerkennen ! (Lebhafte Zustimmung .)
Dasselbe gilt von der Tätigkeit in den Kommissionen. Die
dort aufgestellten Leitsätze - sollen nicht überschätzt werden, aber
wir müssen uns auch hüten , alles zu unterschätzen. Wir haben
diese Leitsätze für die Finauzgebarung , für den Verkehr und
die Wirtschaft zu Richtlinien unserer Politik zu nmchen und
das werden wir tun . Anregungen sind auf früheren Konfe¬
renzen genug gegeben worden ; jetzt handelt es sich darum ,
diese Grundsätze in die Tat umzusetzen.

Wir haben Politik gemacht im Sinne der europäisch»« Ver¬
ständigung. Wir waren gleichberechtigte Mitglieder der hoch¬
politischen Kommission und der Unterkommission und es ist
uns gelungen, hier einen französischen Vorstoß abzuwehren ,
der uns auf die Rolle der kleinen Staat «» in der neutralen
Welt beschränken wollte. Es hat sich iin Verlauf der Debatte:
herausgestellt . dag neben dem Begriff des Obersten Rates sich
eine neue Union gebildet hatte , der Vertreter der einladenden
Mächte angehörten , und es stellte sich heraus , daß die ein¬
ladenden Mächte mit Rußland Verhandlungen begonnen hat¬
ten, denen wir mit größter Sorge , entgegensetzen mutzten. Da
war es kein Irrtum der deutschen Politik , sondern pflichtge¬
mäßes Handeln , daß wir selbständig versucht habe» , die russi¬
sche Frage zu lösen . Ich habe den Eiiidruck, daß diejenigen,
die sich jenseits der Grenze am lautesten über den Vertrag
von Rapallo aufgeregt haben, ihn nicht einmal gelesen haben
und daß schon das selbständige Handeln Deutschlands allein
aus der Gegenseite Befürchtungen hervorgerufen hat ! Der
Vertrag von Rapallo ist ei« ehrliches aufrichtige- Friedenswerk ,
«in wirklicher Friedensvertrag ohne Sieger und Besiegte, die
vollkommene Liquidierung der gegenseitigen Forderungen
zweier Länder aus dem Kriegszustände . Selbstverständlich kam
gleich die Deutung dieses Vertrages als eines kriegerischen
Faktors in Europa . Diejenigen auf der Gegenseite, die sich
am meisten über den Vertrag erregt haben , haben durch ihre
eigene Politik zum Zustandekommen dieses Vertrages am
meisten beigetragen ! Die Gegenseite selbst hat die Neuord¬
nung des deutsch - russischen Verhältnisses durch die Aufhebung
de» Vertrags von Brest-LitowSk notwendig gemacht. Unbe¬
dingt war eine neue Formulierung der gegenseitigen Bezie¬
hungen erforderlich. Dazu kam , daß Artikel 116 des Vertrages
von Versailles die Entente genötigt hat , den direkten Ausgleichmit Rußland anzustrcben . Ich bin in Genua den Eindruck
nicht losgeworden, daß über diesen Artikel deS Versailler Ver¬
trages bei vielen Politikern keine genügende Kenntnis » vor¬
handen war . Der Kanzler verliest den Wortlaut des Artikels
116, der Rußland alle Rechte aus dem Versailler Vertrag vor-
behält und fahrt dann fort : Das ist die verhängnisvolle poli-
tisch bedeuffame Klausel, die uns vor die pflichtmäßige Not-
Wendigkeit stellte , mit Rußland zu einem Ausgleich zu kommen.

Der Vertrag von Rapallo ist nur die Fortsetzung der bisher
kckwn mit Rußland geschloffenen Verträge . ES gibt darin
keinerlei politische Abmachungen, aus denen irgend jemand« ne Schmälerung seiner Rechte herleiten könnte. Die Wie¬
deraufnahme der diplomatischen Beziehungen ist nur die Be¬
kräftigung der bereits feit einem Jahre bestehenden Vertrags -
mäßigen wirtschaftlichen Beziehungen . Der Vertrag war be-
**w» vor Genu» bei nns in seine« Grundzüge» festgelegt.
Mutschland wollte aber kurz vor Genua jede Sonderaktion
vermeiden , aber es wurde in der Woche vor Ostern von den

Verhandlungen mit den Russen ausgeschlossen und nur das
Londoner Ultimatum als Vertragsbasis vorgelegt» das eine
ausdrückliche Bekräftigung des Artikels 116 enthielt und wei¬
terhin schwere Beeinträchtigungen der deutschen Interessen
vorsah. Bis zum Ostersonntag blieben deutsche Borstellungra
bei der Gegenseite ergebnislos . Llohd George hat in seiner
Unterhausreve den Vertrag von Rapallo als einen großen Irr¬
tum und einen politischen Fehler Deutschlands bezeichnet. ES
konimt aber auf den Standpunkt an , den man in der europäi .
scheu Politik einnimmt , db der Vertrag wirklich ein Irrtum
und ein Fehler war . Wenn, wie Lloyd George sagte, die
Stimmung in Genna zu dem Vertrag führen mußte , dann
liegt der Fehler nicht auf unserer Seite . Llohd George hat
auch die Welt gewarnt , das deutsche und das russische Boslk
nicht znr Verzweiflung zu treiben . Der Vertrag von Rapallo
schließt aber keine Absichten irgendwelcher aggresiven Art in
sich. Er will nur «inen Strich unter die Vergangenheit ma¬
chen. Er bedeutet nur einen Friedensvertrag zwischen zwei
Völkern, denen es immer gut gegangen ist, wenn ste sich ver¬
standen haben, und außerdem eine Brücke zwischen dem Osten
und Westen. Bei den Arbeitern der ganzen Welt hat dieser
Vertrag als das erste große Friedenswerk nach dem ^kriege
Anerkennung gefunden. Er bedeutet auch keine Einmischung
in die inneren Verhältnisse des Landes . Der Vertrag hat
kein geheimes Zusatzabkommen irgendwelcher Art , etwa mili¬
tärischer Art . Jede derartige Behauptung ist eine böswillige
Bevleumhung , um dem ersten wirklichen Friedenswerk in
Europa Schwierigkeiten zu bereiten . Wir beabsichtigen, den
ganzen Vertrag Ihnen in der nächsten Zeit mit der Bitte um
die verfassungsmäßige Genehmigung vorzulegen.

Unsere vermittelnde Tätigkeit in Genua ist sowohl von Ruß¬
land wie von den Westmächten anerkannt worden. Wir haben
versucht, eine Brücke zwischen der östlichen und der westlichen
Auffassung zu schlagen . Wenn das in Genua nicht zuni Ab¬
schluß gekommene Werk durch eine Tagung der Sachverstän¬
digen im Haag fortgesetzt wird, sind wir bereit, wenn es ge¬
wünscht wird — aber auch nur dann —■unsere selbstlose Ver¬
mittlerrolle aufrichtig und ehrlich fortzusetzr».

Andere Fragen sind in Genua nur andeutungsweise disku¬
tiert worden . Ein Torso blieb der Gedanke des Gotte - fredens ,
der, so groß und erhaben wie die Genueser Konferenz selbst ,
in der vorgeschlagene » Form für das deutsche Volk sehr
schmerzlich gewesen wäre . (Lebhafte Zusttmmung . ) Es ist kein
Gottesfriede , wenn man andere» Völkern Europas den Frie .
den diktiert, das deuffche Volk aber der SanktionSPolitik aus¬
gesetzt läßt . Me Welt ist noch nicht reif dafür , einzusehen,
daß die 'Überwindung wirtschaftlicher Krisen mit Gewalt un¬
möglich ist. Trotzdem begrüßen wir die zustandegekommene
Trenga Dei in kleiner Form als einen wichtigen Schritt vor¬
wärts . Auch wir wollen gern dabei helfen, den Gedanken des
Weltfriedens einer festen Gestalt zuzuführen : soll das aber
geschehen, so brauchen wir Sicherhett dafür , daß in der Repa -
ratioirsfrage nicht immer das Damoklesschwert einer Politik
auf Termin über uns hängt ! (Lebhafte Zustimmung im gan¬
zen Hause.) Das ist der Boden für einen joden Gottesfrieden ,
daß diese Spannung verschwindet, deren Steigerung , wie wir
verschiedentlich zu beobachten Gelegenheit 'hatten , vielleicht
nichts anderes als eine künstliche Mache gewesen ist ! (Erneute
lebhafte Zustimmung, auch auf den Bänken der Rechten.) Mit
den Verhandlungen , die zurzeit in Paris über die Repara¬
tionsfragen geführt werden, müßten große politische Ziele ver¬
bunden werden, die zu einem Wege der Verständigung führen .
Denn die SanktionSpolttik fortsetzen heißt de» Geist von'
Genua verneinen und den Geist der Zerstörung proklamiereni

Die Ergebnisse von Genua — so schließt der Kanzler zusam¬
menfassend seine Ausführungen — sind nicht allzu zahlreich,
siird in den gefundenen Lösungen vielleicht klein und beschei¬
den . Mer nach der großen Katastrophe Europa » ist auch ein
kleiner Schritt bedeutsam. Wir bitten Sie , den Vertrag von
Rapallo als einen Friedensvertrag zu würdigen , und unsere
persönliche Fühlungnahme mit den leitenden Staatsmännern
und Publizisten der Welt, nach einer achtjährigen Trennung
als einen kleinen Schritt nach vorwärts anzuerkennen . Wir
bitten Sie endlich unsere Politik zu unterstützen, die zum
Ziele hat, eine Beftiednn , Europas und damit wirklichen
Frieden für da» deutsche Volk zu erzielen!

Rach der mit lebhafte» Beifall aufgenommenen Rede de»
Reichskanzlers nimmt in der Aussprache als erster Redner
Müller -Franken (Sog .) das Wort . Das Ergebnis von Genua
mutzte bescheiden sein , weil unter dem Muck der französischen
Regierung die wichtigsten Probleme, vor allem d«S Repara¬
tionsproblem vom Programm gestrichen wurden . Wir als
Sozialdemokraten bedauern am meisten die gehässige Art , mit
der Barthou in offiziellen Kreisen gegen Deutschland austrat ,
weil diese Behandlung eines wehrlosen Volkes den Nationa¬
lismus am meisten stärkt. Von anderen Ländern ist dagegen
schon erkannt worden, daß die Wurzel alles übel» der Ver¬
sailler Vertrag sst, der nicht als Frieden »-, sondern als Krieg»,
vertrag zu betrachten ist. Der Abschluß des deutsch -russischen

I Separatabkommens hat seine Berechtigung nicht zuletzt darin ,
daß in Genua selbst gegen den Geist von Genna verstoßen
wurde. (Sehr richtig ) Das Auftreten der Entente mußte die
Wirkung haben, die Vertreter der von gemeinsamer Gefahr
bedrohten Länder Mutschland und Rußland zusammenzufüh¬
ren . Nicht wegen der Methode seines Abschlusses ist der Ra¬
pallovertrag von den breiten Massen unseres Volkes so freu -
dig begrüßt worden, sondern deshalb, weil er der erste wirkliche
FriedeuSvertrag ist, der nichts enthält von dem Geiste von
Versailles , Brest -Litowsk und St . Germain . Deutschland und
Rußland haben gemeinsam das größte Interesse daran , daßdi« übrigen Länder dem Beispiel von Rapallo folgen . Lloyd
George sieht heute ein , daß Europa nur durch den Wiederauf¬bau Rußlands gesunden kann . Im November 1919 wollte die
Entente noch Rußland durch alle übrigen Staaten blockieren .

Wir lehnten dies schon damals ab. Die Brücke nach dem Oste»
kann dieser Vertrag nur bilden , wenn ex verbunden wird mtt
der Vertragserfüllung nach dem Westen . Die Masse der deut¬
schen Arbeiterschaft hat , das mag dem böswillige « Gerede über
geheime Milttärabkomme » mit Rußland gegenüber gesagt
werden» niemals für den Nationalbolschewismus etwas übrig
gehabt. Wir Sozialdemokraten halten an der Forderung feft:
. Nie wieder Krieg !" und würden jede Regierung stürzen , die
es wagen sollt«, militärische Geheimabkommen abzuschließen.
Die Entente könnte solche Geheimabkommen überhaupt ver¬
hindern , wenn sie den Völkerbund zu einem wahre» Bunde
der Völker machte und kein Volk daraus ausschlöffe . (Beifall .)

Abg. Marz (Zentr .) : Mr bescheidene Fortschritt in Genna
hätte nicht erreicht werde» können ohne dir Koalitionspolitik.
(Beffall bei der Mehrheit, Lachen rechts.) Wir schließen un»
dem Dank an Italien an und gedenken besonders dankbar deS
lebhaften Interesses , das der Papst an einem ftiedenfürdern -
den Erfolge der Genuakonferenz genommen hat. Nur der
angestrengten Tätigkeit der Herren Rathenau , Stinnes und
anderer ist es einigermaßen gelungen, den im Auslände herr¬
schenden Nebel der Unkenntnis über Deutschlands wirtschaft¬
liche Lage zu zerstreuen . Mutschland hat als einziger von
allen Staaten eine praktische Beute von Genua mitgebracht
in dem Vertrage von Rapallo . Eine enge Verbindung mtt
Rußland ist von uns wiederholt gefordert worden. Die Re¬
gierung wird dafür sorgen müssen , daß nicht infolge diese-
Vertrages der Geist des Bolschewismus in Deutschland wei.
tere Verbreitung findet. (Unruhe bei den Kommunisten.) Wir
begrüßen den Rapalloverttag wegen seiner großen wirtschaft¬
liche« Bedeutnng und danken der Regierung für ihre schwere
erfolgreiche Tätigkeit in Genua . (Beifall .)

Um 4 Uhr wird die weitere Aussprache aus Menstag 2 Uhr
vertagt .

Dienstag vormittag 11 Uhr : Beratung des deutsch-polnffchen
Abkommens von Genf .

Line Aenderung des
Densionsergänzungsgesetzes

lag gestern dem Haushaltsausschuß vor . Es sichert den badi¬
schen Ruhegehaltsempfängern und Beamtenhmterbliebeneg
höhere Bezüge und hat folgenden Wortlaut :

Artikel 1 .
Das Gesetz über die Ergänzung und Regelung von Bezügen

der Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebenen vom 2 . März
1921 wie folgt geändert :

1. § 4 Absatz 1 und 2 werden durch die nachstehende Be¬
stimmung ersetzt ; der bisherige Absatz 3 des § 4 wird Wsatz 2 ;

„Den Beamten im Ruhestand und den Beamtenwitwenj
werden neben dem Ruhegehalt und Witwengeld Kinder-
Zuschläge (Z 16 des Besoldungsgesetzes ) nach den für di«
Beamten im Dienste geltenden Vorschriften gewährt . Nach
den gleichen Vorschriften erhalten ledige waisengeldberech¬
tigte Bearntenwaisen oie Kinderzuschläge bis vollen¬
deten 21 . Lebensjahre , wenn Witwengeld nicht zu zahle«
ist ."

2. tz 5 Absatz 1 und 2 werden durch nachstehende Bestimmun¬
gen ersetzt :

„ (1 ) Zur Anpassung an die Veränderungen in der all¬
gemeinen Wirtschaftslage wird zu den Ruhegehalten und
Witwengeldern ein veränderlicher Teuerungszuschlag ge¬
währt . Er wird aus dem Ruhegehalt nach den gleichen
Grundsätzen berechnet wie der Teuerungszuschlag aus dem
Diensteinkommen der aktiven Beamten ; hierbei gelten
auch die in 8 1 Absatz 1 und 2 erwähnten Zuschüsse als
Ruhegehalt . Mr Teuerungszuschlag beträgt mindesten-
die Hälfte deS Betrages , der dem Beamten nach seinem
ruhegehaltsfähigen Drensteinkormnen , soweit es auS
Grundgehalt und Ortszuschlagsdurchschnittbesteht , in der
von ihm zuletzt bekleideten Stelle als Teuerungszuschlag
zustehen würde, wenn der Beamte im Zeitpunkt seines
Ausscheidens nach dem Besoldungsgesetz vom 21 . Mai 1929
in der durch die späteren Änderungen ergänzten Fassung
besoldet gewesett wäre . Den gleichen Mindestbetrag er¬
halten die Witwen der betreffenden Beamten als Teue¬
rungszuschlag zu ihrem Witwengelds.

(2 ) Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann auf
Antrag der Teuerungszuschlag bis zur vollen Höhe de-
Betrags gewährt werden, der als Teuerungszuschlag auf
das zuletzt bezogene ruhegehaltsfähige Diensteinkommen,
soweit es aus Grundgehalt und Ortszuschlagsdurchschnitt
besteht (Abs . 1 ), entfallen würde.

Artikel 2.
Das Bcamtengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom

12. August 1908 und des Gesetze» vom 16. Dezember 1921
wird wie folgt geändert :

1 . In 8 95 Wsatz 2 ist die Zahl „7b 000" zu ändern in
„80 009".

2. Die Bestimmung in § 37 Absatz 8 Ziffer 8 ist zu
streichen. Die Ziffer 3 daselbst wird Ziffer 2.

3 . 8 65 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„Der Bersorgungsgehalt darf in diesem Fall « im gm»

zen den Betrag von 20/60 der letzten Einkommen-arm
schlag » de» Beamten nicht übersteigen."

Artikel 3.
1 . Weses Gesetz tritt bezüglich des Arttkel 2 Ziffer 1 mit

Wirkung vom 1 . April 1922, bezüglich deS ArttkelS 2 Ziffer >
mit Wirkung vom 1 . April 1929, im übrigen mtt Wirkung vor»
1 . Oktober 1921 in Kraft .



2. Der Artikel 3 Absatz 1 deS Gesetzes vom IS. Dezember
1921 erhält folgende Fassung :

„Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1 . April 1920 in
Kraft , ausgenommen die Bestimmungen über die Höchst,
betrage an Ruhegehalt und über die Höchst- und Mindest»
betröge an Witwengeld (§ 35 Absätze 2 und 4, § 61 'Ab¬
satz 3), sowie die Bestimmungen in § 67, tue am 1 . Oktober
1921 in Kraft treten .

“

Die Begründung besagt : Zu Artikel 1 Ziffer 1 : Nach den
bisherigen Bestimmungen waren in Übereinstimmung mit der
reichsgesetzlichen Vorschrift für Kinder aus einer erst nach der
Versetzung in den Ruhestand geschloffenen Ehe sowie für un¬
eheliche Kinder, die der Bamte nach seinem Ausscheiden auS
dem Dienst als Ruhestaüdsbeamter erzeugt oder unterhalten
hat, keine Kinderzuschläge zu gewähren . Neuerdings ist das
Reich — dem Vorgehen von Preußen , Bayern und einiger,
anderer Länder folgend — aus sozialen Gründen weiter-
gegangen und hat die Kinder der aktiven Beamten und der
Ruhestandsbeamten hinsichtlich der Gewährung der Kinderzu¬
schläge völlig gleichgestellt (Gesetz vom 7. April 1922 ) . Diesem
Vorgehen wird nunmehr auch Baden sich anzuschließen haben,
um die bisherige Gleichstellung der Reichs- ulnd Landesbeamten
auftechtzuerhalten . Von dem Bezug des Waisengeldes (§ 62
des Beamtengesetzes) bleiben die oben erwähnten Kinder nach
wie vor ausgeschlossen .

Zu Artikel 1 Ziffer 2 : 1 . Nach § 5 Absatz 1 des badischen
Pensionsgesetzes wird — ebenso wie im Reich — zu den Ruhe-
gehalten und Wlitweubezügen ein Teuerungszuschlag in Höhe
der Hälfte desjenigen Betrags gewährt , den der Beamte zu
dem zuletzt bezogenen ruhegehaltsfähigen Diensteinkommen
nach Maßgabe des § 16 des Besoldungsgesetzes vom 21 . Mai
1920 als Teuerungszuschlag erhalten hätte , wenn er bei sei¬
nem» Ausscheiden aus der zuletzt von ihm bekleideten Stelle in
Höhe des ruhegehaltsfähigen Diensteinkommens nach dem vor¬
erwähnten Gesetze besoldet gewesen wäre . Beim Vorliegen
besonderer Verhältniffe kann auf Antrag über die Hälfte bis
zur vollen Höhe des Betrages hinausgegangen werden.

In dem oben in der Begründung zu Artikel 1 Ziffer 1
erwähnten Gesetze vom 7 . April 1922 hat sich jetzt das Reich
dem Vorgehen von Preußen , Bayern usw. angeschloffen , wo-
nach der Teuerungszuschlag der Ruhegehaltsempfänger in der¬
selben Art und in demselben Verhältnis berechnet wird, wie
der Teuerungszuschlag gleichartiger im Dienste befindlicher
Beamten . Er beträgt aber mindestens die Hälfte desjenigen
Betrages — und kann auf Antrag beim Vorliegen besonderer
Verhältniffe bis auf den vollen Betrag erhöht werden —, der
als Teuerungszuschlag auf das zuletzt bezogene ruhegehalts¬
fähige Diensteinkommen, soweitzes aus Grundgehalt und Orts -
zuschlagsdurchschnitt bestand, entfallen würde . Damit ist auch
für Baden der Fall der Angleichung an das Reich usw. ge¬
geben.

Aus nachstehender Vergleichung ist zu entnehmen , wie sich
hiernach beispielsweise der Teuerungszuschlag eines Ruhe¬
gehaltsempfängers der Besoldungsgruppe VI mit einem ruhe¬
gehaltsfähigen Diensteinkommen von 22 460 M . (18 300 M.
Grundgehalt und 4160 M . Ortszuschlagsdurchschnitt) nach bis¬
heriger und künftiger Vorschrift berechnet.

Ruhege- Bisheriger Teuerungs - Künftiger Teuerungs - Künftig
haltsfähige , ufchlag Zuschlag mehr
Dienstzeit Betrag

Ji lab 1 . Oft . 1921 *) Betrag
M Ji

bis zu 20 V. H . 22460 -- 20 v .H . v . 22460„n
19 Jahren 4492 Jt davon — 4492 Ji , davon

die Hälfte — 2246 die Hälfte —
20 vH . d.Ruhege-

2246 —

20 Jahren ebenso 2246 Haltsv .11230̂ --
20 v . H . d.Ruhege-

2246 —

30 Jahren ebenso 2246 Haltsv .14974̂ l -
20 v . H . d.Ruhege»

2995 749

40 Jahren ebenso 2246 Haltsv .16845 ^ l -- 3369 1123
2. Wegen der Regelung der Bezüge der zuruhegesetzten Hoch¬

schulprofessoren und der Hinterbliebenen von Hochschulprofes -

ioren bleibt die Vorlage eines besonderer Gesetzentwurfs vor-
iehalten.

Zu Artikel 2 Ziffer 1 : Der bisherige Satz von 75 000 M.
entsprach annähernd dem Höchstbetrag des Ruhegehalts eines
Beamten der Besoldungsgruppe 8 2 . Nachdem inzwischen
durch das Gesetz vom 7 . April 1922 der Grundgehalt in dieser
Gruppe von 95 000 M . auf 100 000 M . erhöht worden ist, er¬
scheint es gerechtferttgt, auch den Höchstbetrag des Ruhegehalts
entsprechend hinaufzusetzen. Bei einem Grundgehalt von
100 000 MI und dem Ortszuschlagsdurchschnitt von 5200 M.,
zusammen 106 200 M ., ergibt sich bei 40 Dienstjahren ein
Ruhegehalt von 78 900 M . Als künftiger Höchstbetrag würde

* ) Ab 1 . Januar unb 1 . April 1922 treten weitere Änderungen ein.

hiernach der Satz von 78 900 M . oder rund 79000 R . genügen,
wenn man nicht , wie es der Entwurf vorschlägt, die Abrun¬
dung auf 80 000 M . annehmen will. Der letztere Betrag würde
unter den gegenwärtigen Besoldungsverhältniffen nur für die
vor dem 1 . April 1920 zuruhegesetzten Minister der früheren
Regierung von prakttscher Bedeutung sein .

Zu Artikel 2 Ziffer 2 : Rach § 37 Absatz 3 Ziffer 2 des Be-
anitengefetzes ist bei Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienst-
zeit die Zeit unberücksichtigt zu laffen, die der Beamte nach der
Eröffnung der Entschließung über die erfolgte Zuruhesetzung
im staatlichen Dienst zugebracht hat, sofern nicht in dieser Ent¬
schließung der spätere Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem
Amte als maßgebend erklärt ist.

Diese Bestimmung ist durch die neue Fassung des § 47 des
Beamtongesetzes (vgl . das Gesetz über di« Änderung einiger
Bestimmungen des badischen Beamtengesetzes vom 15. Dezem¬
ber 1921, Gesetz- und Verordnungsblatt S . 21 ) hinfällig ge¬
worden. Nach dem neuen § 47 tritt die Versetzung in den
Ruhestand, sofern nicht auf den Antrag oder mit ausdrücklicher
ZusttmmUng des Beamten ein ftüherer Zeitpunkt festgesetzt
wird, mit dem Ablaufe des Vierteljahres ein, welches auf den
Monat folgt, in welchem dem Beamten die Entschließung über
seine Versetzung in den Ruhestand bekannt gemacht worden ist.

Obwohl dadurch die Bestimmung des § 37 Absatz 3 Ziffer 2
des Beamtengefetzes von selbst hinfällig geworden ist, empfiehlt
es sich doch, ihre Aufhebung ausdrücklich zu verfügen , um
etwaigen Zweifeln oder Mißverständnissen vorzubeugcn.

Zu Artikel 2 Ziffer 3 : Der % 65 des Beamtengesetzes be¬
stimmt folgendes : „Ten Hinterbliebenen eines etatmäßigen
Beamten , der zuruhegesetzt worden oder gestoriben ist, bevor er
den Anspruch auf Ruhegehalt erdient hatte , kann beim Vor¬
liegen erheblicher Gründe der Billigkeit und des Bedürfnisses
ein Bcrsorgungsgehalt bis zu den gesetzlichen Beträgen in
widerruflicher Weise verwilligt werden.

Der Versorgungsgehalt darf in diesem Falle im ganzen
40 v. H . des Ruhegehalts , zu dem der Beamte berechttgt ge¬
wesen sein würde, wenn er am Todestage in den Ruhestand
versetzt worden wäre, nicht übersteigen.*

Nach tz 61 Absatz 3 des Bcamtengesetzes soll das Witwen¬
geld mindestens 3000 M . betragen . Soweit 40 v . H . des Ruhe¬
gehalts diesen Betrag nicht erreichen, wäre nach der jetzigen
Fassung des Absatzes 2 des 8 65 keine Möglichkeit , einer Witwe
im Bedarfsfälle auch diesen höheren Bettag als widerrufliches
Witwengeld zukommen zu lassen . Bei der ständig steigenden
Teuerung sollte aber diese Möglichkeit gegeben sein.

Hat der Beamte neben der Witwe auch noch Kinder in
einem Alter hinterlassen, in dem sie unter andern Umständen
zum Bezug von Waifengeld berechttgt gewesen wären , so
sollte der versorgungsgehalt so bemeffen werden können, daß
er neben Witwengeld auch Waisengeld enthäll . Das Reich ge¬
währt in solchen Fällen Witwengeld und Waisengeld, vgl .
88 4 und 9 des Beamtenhinterbliebenengesetzs vom 17 . Mai
1907, ReichsgesetzblattSeite 208 . In Baden hat man dies bis¬
her nicht ausdrücklich getan , man hat aber den widerruflichen
Versorgungsgehalt so bemessen , daß er tatsächlich auch Bezüge
für die Waisen einschloß . Wenn man den tatsächlichen Ver¬
hältnissen gerecht werden will, muß an diesem Verfahren fest¬
gehalten werden. Dazu reichen aber die 40 v . H . des Ruhe¬
gehalts , die dem Verstorbenen im Augenblick seines Todes
eventuell hätten gegeben werden können, nicht aus .
d

Um den beiden Erfordernissen — Gewährung des gesetz¬
lichen Mindestwitwengeldes und Berücksichtigung der Waisen
bei der Bemessung des widerruflichen Versorgungsgehalts —
entsprechen zu können, wird vorgeschlagen, den Höchstbetrag des
Versorgungsgehalts — also Witwen - und Waisengeld zusam-
mn — auf 20/60 des Einkommensanschlags des verstorbenenBeamten festzusetzen . Die Vorschrift, daß für die Witwe
allein — unbeschadet der Vorschrift des 8 61 Absatz 3 — im
ganzen nicht mehr als 40 v . H . des Ruhegehalts gewährt wer¬
den dürfen , den der Ehemann im Augenblick seines Todes hätte
erhalten können, wird dadurch selbstverständlich nicht berührt .

Zu Artikel 3 Ziffer 2 : Die Höchst- und Mindesffätze für
Ruhegehalt , Witwengeld usw. sind aus Anlaß der Besoldungs¬
reform vom 1 . Oktober 1921 neu festgesetzt worden. Diese
gegen ftüher wesentlich erhöhten Beträge können daher selbst¬
verständlich nicht am 1 . April 1920, sondern erst vom 1 . Oktober
1921 an in Kraft treten . Dementsprechend ist der Artikel 3 Ab¬
satz 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1921 zu berichtigen.

*

Der Haushaltsausschuß stimmte nach kurzer Debatte zu, wie
er es auch bereits gutgeheißen hat , daß den Ruheghaltsmpfän -
gern und Hinterbliebenen auf ihre neuen Bezüge Vor¬
schüsse in allernächster Zeit ausgezahlt werden. Ebensowar er damit einverstanden , daß das Finanzministerium eine
beffere Einstufung der Altpensionäre zu erreichen sucht.

* Der Absatz 2 des 8 65 entspricht der Fassung des Gesetzesvom 15. Dezember 1921.

Die weißen Götter .
Bon Will Scheller .

Es ist an dieser Stelle schon zweimal (Karlsruher Zeitung
1919 Nr . 50 und 1920 Nr . 117) von dem großen Romanwerk
die Rede gewesen, das Eduard Stucken unter dem Titel
«Die weißen Götter "

(Erich Reih, Verlag , Berlin ) der
dichterischen Gestaltung von Blüte und Untergang des altmexi-
kanischen Kaiserreichs der Azteken gewidmet hat . In den bis
1920 erschienenen ersten drei Bänden dieser gigantisch anmu¬
tenden Erzählung waren die wechselvollen Züge der Spanier
geschildert worden, wie fie sich von der Landung an der unbe¬
kannten Küste inK Innere des Jndianerreiches erstteckten , zur
Besetzung der Hauptstadt Tenochtitlan führten und durch die
verzweifelte Erhebung der Eingeborenen um alle bisherigen
Erfolge gebracht wurden . Montezuma , der aztekische Herr der
Welt , fand ein schmähliches Ende, und Cortez, der Feldherr
Kaiser Karls V. sah sich gezwungen, in den Johannistagen
1620, in der verhängnisvollen „nocbe triste " unter schweren
Verlusten die ins Wasser gebaute Residenz, das mexikanische
Venedig, zu, verlaffen und sich auf dem Gebiet eines christiani.fierten Vasallenstaates der Reorganisation seines dezimierten
Heeres und den Vorbereitungen einer entscheidenden Expedi¬
tion gegen die Aufrührer zu widinen. Dieser Kriegszug, der in
der Tat mit der völligen Niederlage der Azteken und der Ver¬
nichtung ihrer Kultur endete, schildert nun der vierte und
letzte Band des Werkes von Eduard Stucken.

Auch in ihm handelt es fich wieder um den bereits eingehend
erläuterten , ungewöhnlichen Genuß eines Dichterwerks, das
«n die wie bunte, dunkelfarbene Teppichbilder verschlungenen
Phantasien des Orients auf der einen und an die abenteuer -
lichen Webereien des europäischen Mittelalters auf der ande¬
ren Seite erinnert . Aber während diese Kunstschöpfungen
in seltsamer Starrheit auf den Bettachter wttken, tteten die
Gestalten , welche Eduard Stucken erschaut hat , aus dem Ge-
wirck der Worte leibhaft heraus , und ob fie auch unter andern
Gesetzen als den heutigen handeln und in anderer Seelen -
fprache reden als der Mensch des zwanzigsten Jahrhunderts ,

besitzen ste doch, spanische Konquistadores und Azteken , beide
Vertreter längst versunkener Welten, das ewig Menschliche , das
über Raum und Zeit hinweg zum Menschenherzen spricht Es
liegt etwas Großes in der Art, wie Sbuarb Stucken der Gegen¬wart doch nur scheinbar abgewandter Geist sich an die fremd¬
artige Welt des indianischen Staatts und die nicht minder ab¬
geschiedene seiner Gegner mit solcher Inbrunst versenkt hat.
daß aus dieser geistigen Verbindung ein Wort entstand, das den
Stoff ebenso sehr mit Leben füllte, wie es die gestaltende
Kraft des Dichters ungemein wirkungsvoll dokumentiert.
In der Tat bleibt es erstaunlich, wie Stucken das problema¬
tische Innenleben des zur Hälfte noch im tiefsten Barbarentum
verwurzelten Kulturvolks nicht weniger deutlich und einpräg-

f
om nachbildet als das äußere Dasein in seinen vielfältigen Er»
cheinungSformen, und wie er zugleich das spanische Heer mit

all seinen historischen Eigentümlichkeiten und Triebkräften nicht
nur , sondern auch in einer schier verwirrenden Fülle von Fi¬
guren darzustellen weiß.

ES verhält fich nun so , daß, während in den ersten drei Bän¬
den der Akzent der Gestaltung auf die Person M o n t e z u -
m a s lag, er im letzten auf die Person des Ferdinand
Cortez übergeht ; dieser Tatmensch kommt nun nach dem
Untergang des Traummenschen auf deni aztekischen Kaiser¬
thron erst in seiner ganzen menschlichen Größe zur Geltung ,die sich im Unglück und in der Gefahr am überzeugendsten be¬
währt . Aus dieser Gegenüberstellung ergibt sich erst die rich¬
tige Beurteilung des Ganzen , da» nicht bloß ein Panorama
romantischer, ja phantastisch anmutender Vorgänge ist. sondern
ein Pandämonium des Menschentum», wie es vor vier Jahr¬
hunderten , von den Zeitgenossen kaum betrachtet, in einem
unbekannten Winkel der Welt heroisch verlotterte. Dergleichen
kann in vergilbten Niederschriften doch nur fragmentarisch ge¬
spiegelt werden. Der Schöpferkraft eines Dichters blieb es Vor¬
behalten , diesen Vorgang lebensvoll auf die Rachvelt zu brin¬
gen . An seinem Werk mag sie lernen , wie das Große in
menschlicher Tat und menschlichem Leid durch die Macht, des
Geistes Raum und Zeit überdauert .

politische Neuigkeiten .
Die deutsche Antwortnote .

Wie die Blätter erfahren , wurde die deutsche Antwortnote
an die Reparationslommisfion , die vorgestern abend nach Pari «
abgcgangen ist, iu, Laufe des gesttigen Tages überreicht. De«
Inhalt soll im Anschluß daran veröffentlicht werden.

..Dsltet den Dieb !"
Bei einem zu Ehren der Bürgermeister der Uingegend von

Paris veranstalteten Bankett hielt Poinrare eine Rede, in der
er u . a . sagte : „ Wie ist es möglich, daß man im Auslande
und selbst, wie man sagt, noch hier in Frankreich, „Narren "
findet , die es wagen, zu behaupten und vielleicht es sogar glou-
den, daß Frankreich auch nur einen geringfügigen Teil v» u
Verantwortung für den Krieg habe? Diese Verleumdung müsse
man mit Verachtung von sich weisen. Wenn dann trotzdem
der große Krieg durch die Taten der Anderen gekommen sei,
habe man sich nichts vorzuwerfen und man könne sich urige »
hindert fteuen , Frankreich wieder durch den Krieg vereinigt
zu sehen."

Das Abkommen über Gberscblesien
ist vom Auswärtigen Ausschuß des Reichstages mit 14 gegest
6 Sttmmen angenommen worden . Jim Plenum des Reichs¬
tages wird nach dem Wunsch des Ausschusses vte Rechtsver»
Währung, die Minister Schiffer in Genf vor Aufnahme der;
Berhandluiigen erhoben hat , erneut unterstrichen werden.
Das Abkommen stellt ein Kompromiß dar , das von deutscher
Seite aus realpolitischen Gründen eingegangen wurde , um,
nachdem die Entscheidung über Oberschichten einmal gefallen
war , wenigstens noch zu retten , was noch zu retten übrig
blieb . Im allgemeinen wurde » die einzelne » Punkte des
Abkommens, insbesondere die Bestiniinungen über die Liqui¬
dation und zum Minderheitenschutz im Ausschuß günstig be¬
urteilt . Was die Liquidationsfrage anbelangt , so ist durch den
Genfer Pakt wenigstens erreicht, daß die deutschen Bewoh¬
ner des abgettetenen Teiles Oberschichten » gegen räuberische
Absichten der Polen auf dem Wege der Liquidation geschützt
find, vor allem genießt auch die Großindustrie während dev
nächsten 15 Jahre in allen ihren Beziehungen Sicherheit gegest
».ine Zwangsweise Auflassung.

Aus dem Dauptausscbuh des IKeicbstsgs.
»

Im Hauptausschutz des Reichstags wurde «ine Entschlie¬
ßung angenommen , wonach die Reichsregierung erforderliche
Schritte tun soll , daß den Wehrmachtangehörigen, die im Jahr «
1919 an Kampfhandlungen teilgenommen habe«, bet der Vr-
rechnung der Dienstjahre dieses Jahr als Kriegsjahr doppelt
angerechnrt werden soll. Dasselbe soll gelten für Wehrmacbt-
angehörige, die bei ihrem Truppenteil im Jahr 1919 beim
Rückzug aus der Ukraine noch an Kämpfen teilgenommen
haben.

Es folgte dann- die Beratung über die Stellungnahme de»
Ausschusses zu einex Hilfsaktion für veirschtedene Versiche¬
rungsanstalten . Ein Regierungsvertreter berichtete über di«
Notlage, in die verschiedene Versicherungsanstalten dadurch
gelaugt feien, daß die Versicherungssummen, die in auslän¬
discher Valuta als Prämien eingezahlt worden seien, nunmehr
in ausländischer Valuta zurückgezahlt werden müßten . In
der Debatte wurden von Vertretern nahezu aller Parteien
Bedenken gegen den Grundgedanken bei Hilfsaktion geltend
gemacht. Der Ausschuß stellte eine Beschlußfassung zurück , bi»
die einzelne« Fraktionen zu der Frage Stellung genommen
haben.

Die Hrriegsscbuld -Interpeliatlon im
bayerischen Landtag .

In der gestrigen Vollsitzung des bayerischen Landtages stantz
die Interpellation oer bayerischen Mittelpartei wegen de«
Lüge vo« der Schuld Deutschlands am Kriege zur Beratung .
Die Interpellation stützt sich auf den Münchener Eisner -Pro »
zeß und weist darauf hin, daß nach Lloyd Georges AuLfpruch
damit der Versailler Vertrag stehe und falle, da nunmehr die
Voraussetzung für diesen Vertrag sich vor Gericht als hinfäl¬
lig erwiesen hat . Die Frage geht dahin, ob die bayerische Re¬
gierung bereit ist , bei der Reichsregierung mit Nachdruck hin.
zuwirken , daß sie allen Staaten das durch den Prozeß gelie¬
ferte Material mitteilt und die sich darauf für die Kriegsschuld»
ftage ergebenen Folgerungen darlegt , daß fie ferner die öf¬
fentliche Meinung der ganzen Welt über den festgestellten
Sachverhalt aufklärt und die Revision des Versailler Vertrage »
von den Signatarmächten fordert . — Nach der Begründung
der Interpellation durch den Abg . • Spuler beantwortete Mi¬
nisterpräsident Graf Lerchenfeld die Interpellation , indem er

Der neue porzellsnsasl
im Ikurpkülziscden Museurir

Aus Heidelberg wird uns geschrieben :
Im Kurpfälzischen Museum wurde über Winter Wetter an de«

Neueinrichtung gearbeitet . Das hauptsächlichste Ergebnis isß
völlige Wiederherstellung des herrlichen Porzellansaalk » in
der ursprünglichen Bemalung aus dem zu Ende gehenden 18.
Jahrhundert . Es hat sich herausgestellt , daß er völlig nach
Wedgewoodart ftuckiert und bemalt war . Vom weichen Grau¬
blau heben sich jetzt in wirkungsvollster Weise die köstlichen
Reliefs ab und scheinen Wedgewoodplatten darzustellen,, die
mit goldenen Rosettennägeln an die Wand geheftet find„
Da diese Stuckieruugen sich als erstklassige Kunstwerke von
Conrad Linck, den, Ersteller der Heidelberger Brückendenkmälex
und bedeutenden Porzellanplasttker der Frankenthaler Porzel »
lanmanufattur und seiner Schule ergaben, so gibt dies in Ver¬
bindung mit der Bemalung nach Wedgewoodsteingutart den
sttmmungsvollsten Rahmen für die in ihm aufgestellten Por -
zellanschätzc der Pfälzischen Manufaktur .

Bon besonderem Reiz sind die Durchblicke aus diesem jetzt
blau -gold -weiß abgcstiaimte» Raum in das warmgetönte Sei »
dentapeteuzimmer und in de » schtvarzgründigen Pompejani -
schen Raum , und alles zusammen gibt einen vorzüglichen Beo
griff von der hoebitthenden Jnnenkultur eines vornehmen
Wohnhauses des zu Ende gehenden 18. Jahrhunderts . De«
kunstsinnige Bauherr Karl Freiherr von Zyllnhardt hat hie«
seine Liebhabereien von der Hand , der Pfälzischen Plastiker
auf die Wände des Wedgewoodsaals stuckieren laffen, und die
Freude am Theater , der Jagd , der Musik und an der Land»
Wirtschaft , die er veionoer ; auf seinen Gütern zu Mauer un»
Schatthausen kundlat, zum Ausdruck gebracht und in ein alle¬
gorisches Gewand geyüilt.

Die Wiederherstellung hat Heidelberg ein« neue überall »
reizvolle Sehenswürdigkeit mehr geschenkt und dem Kurpfäl¬
zischen Museum Innen räum «, gegeben, wie man fie in dieser
Eigenart kaum noch in einem süddeutschen Museum antreffen
wird .

1



os anf Me lakiiug bezag, irren FeftsteAung«« «vtt
Mroktem Gewicht seien, wenn auch mit diesem Prozeß eine völ.
«« Klarstelluna der Schuldfrage nicht erreicht werden konnte,
«bazu sei die Off»««- der Archive aller am Weltkriege betei-
Agt gewesenen Mächte erforderlich. Man werde das umfäng¬
liche , aus dem Prozesse hervorgegangene Material »nsam-
» «»stellen und der Reichsregierung übermitteln .

Die Versicberungsgrenzen in der
« ngestellten -Versicderung .

Im sozialpolitischen Ausschutz deS Reichstags wurde ein
Gesetzentwurf Mer die teilu»eise Umgestaltung der Angestell-
tenverstcherung mit der Maßgabe angerwmimen, daß die Ber »
Pchenungsgrenze von 30000 M . auf 100000 M . erhöht wirH
«nter entsprechender Änderung der Gehaltsklaffen und Bei »
träge . Ferner wird grundsätzlich das Markenverfahren ein»
Geführt. Diese Bestimmung tritt am 1 . Januar 1668 in
DKaft , während die übrigen zum 1 . Juli 1862 Gültigkeit er¬
langen .

Die Luiage der WnksUversicderung.
Im MeichSansschuh für Sozialpolitik wurde von der Re¬

gierung die Erhöhung der Zulage der Unfallversicherung be¬
gründet . Nach dem Regierungsentwurf würden die Bezüge
»er lOOprazentigen Erwerbsunfähigen 12 600 M ., die Bezüge
der rentenberechtigten Witwen 8600 M . betragen . Die Er¬
höhung der landwirtschaftlichen Unfallversicherung wurde von
der Regierung abgelchnt , da die Bezüge aus der Unfallver¬
sicherung di« tatsächlich gedeckten Löhne übersteigen würden .
j8$ wurde beschlossen, daß die Anlagen zu einer Verletzten»
« nte gewährt werden, wenn die Rente 38 % ober mehr Pro »
Gent der Vollrenten beträgt , während sie bisher mindestens
50 Prozent der Vollrenten betragen mußte . Es wurde wei¬
terhin beschloffen> daß als Du rchschni ttssahr esv erdienft eines
männlichen landwirtschaftlichen Arbeiters 9000 M . und eines
Leiblichen landwirtschaftlichen Arbeiters 4800 M . gerechnet
Werden . Berechtigte deren Verletztenrente über 50 Proz . beträgt .
Werden unter Zugrundelegung des Lohnes eines landwirt¬
schaftlichen männlichen Arbeiters von 15 000 M . , eines weib¬
lichen landwirtschaftlichen Arbeiters von 9000 M ., im übrigen
von 34 0000 M . entschädigt.

Die Tändtsgswablen in MisldecK.
AuS Arolsen wird der „Fkf. Ztg ." berichtet : Obwohl e»
h bei Walseck um ein Ländchen mit nur 55 000 Einwohnern

windelt, können die Landtagswahlen doch als ein Symptom für
die politischen Strömungen auf dem Lande angesehen werden .
Waldeck hat eine rein ländliche Bevölkerung, und diese steht
seit Jahren unter dem Einfluß einer rechtsgerichteten Presse ;
es gibt weder eine demokratische noch eine sozialdemokratische
Leitung im Lande. Dazu hat sich der Landbund seit den
MeichhtagSwahleneine bis ins kleinste Dorf reichende Organi .
sation geschaffen . Die intellektuell führende Schicht steht in
ihrer überwiegenden Mehrheit im rechten Lager , eine auf dem
flachen Lande häufig beobachtete Tatsache. Me Rechtsparteien
gaben sich daher den größten Hoffnungen hin und rechneten in
sihrer Presse sowie auf ihrem Parteitage offen mit 12 bis 14
von den IT zur Verfügung stehenden Sitzen . Um so bemerkens .
Werter ist das Resultat . Zwar haben sie mit 9 von IT Sitzen
die absolute Mehrheit im Landtage , aber ein Vergleich mit den
Reichstagswahlen von 1920 läßt die Sachlage in einem ande¬
ren Lichte erscheinen . Bei diesen Reichstagswahlen erhielten
vir beiden Rechtsparteien allein 15654 Stimmen , während die
Änderen Parteien , Demokraten , Sozialdemokraten und Unab »
Hängige) zusammen es nur auf 10125 brachten. _

Diesmal
Uber entfielen auf die vereinigten Rechtsparteien , die sich mit
Landbunp und Handwerkerbund auf einen gemeinsamen Wahl¬
vorschlag geeinigt hatten , nur 9064 Stimmen , während die an¬
deren Parteien 9048 Stimmen erhielten . Berücksichtigt man
«och die für die demokratische Linke ungünstigen Presseverhält ,
« iffe, so ist mit diesem Resultat der Beweis erbracht, daß in
der ländlichen Bevölkerung nach der großen reaktionären
Welle des Jahres 1930 ein Zurückströmen zu den drmokrati »
Men Parteien platzzugreifen beginnt . Diese Bewegung tritt
deshalb hier besonders klar in Erscheinung , weil in Waldeck
däö Zentrum fast -völlig ausscheidet: Die Rechtsparteien ha.
de » gegenüber den Reichstagswahlen von 1920 rund 40 Pro¬
zent der Stimmen »erkoren. Ihre jahrelange rücksichtslose
Agitation hat aber auch die Radikalisierung nach links gebracht.
Während es im Jahre 1919 noch kaum eine unabhängige
Stimme in Waldeck gab, sind jetzt deren 1330. d. h. 7 Prozent
der Gesamtzahl , abgegeben worden, die genügten , um den Un.
Vbhängigen zu einem Landtagsmandat zu verhelfen .

IKurze polit. NacbricKlen.
Bon der Monarchie zum Bolksstttat. Zur Geschichte der

Revolution in Deutschland und insbesondere in Württemberg .
Vom württembergischen Staatspräsidenten a . D . Wilhelm
Blo s . (Bergers Literarisches Büro und Verlagsanstalt ,
Stuttgart .) Dieses Buch des württombergischen Staatspräsi¬
denten a . D . Wilhelm Mos findet weit Mer Süddeutschland
Hinaus berechtigtes Aufsehen; nicht allein , da hier zum ersten¬
mal ein deutscher Staatspräsident freimütig seine Erlebnisse
und Anschauungen preisgibt , sondern insbesondere , weil dies der
erste zusammensassende und tiefere Eindruck in die Staatsver »
faffungsarbeiten , in die staatlichen und politischen Zustände
hag nach der Revolution in Deutschland urtb vor allem in
Württemberg ist.

* Mangelhafte Adressierung . I « einer Zuschrift an die
Presse führt die Reichspostverwaltung Beschwerde über man¬
gelhafte Adressierung der Postsend» ngen nach großen Orten
und kündigt an , daß die Post bei der wirtschaftlichen Notlage
des Reiches Leistungen, die ihr durch die Behandlung solcher
Sendungen erwachsen , aus die Dauer nicht mehr unentgeltlich
«nSsühre« könne .

* Eine neue französische Kulturtat . Am 21 . Mai , nachmit¬
tags kurz vor 2 Uhr, wurde auf einem bekannten und beliebten
Parkweg am Rochuöberg, in unmittelbarer Nähe von Bingen ,
Frl . Josephine Hauck, die Tochter höchst achtbarer Eltern , von
einem Marokkaner des in Bingen garnifonierten Regiments
«ach fchmerer Mitzhandlnng vergewaltigt . Das 32jährige kränk-
liche Fräulein machte nach Tisch einen kleinen Spaziergang ,
setzte sich am RochuSberg auf eine Bank und las ein Buch.
Plötzlich stand ein Schwarzer vor ihr , überfiel und mißhandelte
sie so schwer, dgß sie ihre Widerstandskräfte verließen . Dann
dergewaltigte er sie in der brutalsten Weise. Frl . Hauck hat
am Kopfe , Hals , Schultern und Armen schwere Verletzungen
erlitten . Bei einer späteren Konfiontation erkannte sie den
Täter . Die Untersuchung ist eingeleitet .

Dir hohen Medikamentenprejse. Die demokratischen Reichs,
tagsabgeordneten Koch , Erkelenz und Külz weisen in einer

.Anfrage im Reichstag auf Las starke Steigen der Preise für
Medikamente und heilkräftige Mineralwäffer hin . „Die An¬
gehörige« deS Mittelstandes "

» so heißt es in der Anfrage . „ Me
keiner Versicherung angehören, vermögen diese Medikamente
nicht mehr z« bezahle», so daß die Privatrezeptur in Apo¬
theken erheblich nachgelassen hat ; aber auch die Krankenkasse»

werde» bald «m Ende ihrer Leistungsfähigkeit angelangt sein."
Die Reichsregierung wird gefragt, ob die Steigerung dieser
Preise durch ihre Herstellung begründet ist, auch da, Mo keine
Auslandsrohstoffe verwendet werden, und welche Maßnahmen
sie gegen eine unbegründete Steigerung zu treffen beab«
stchtige.

Badische Mebersicht.
polizeidirelttion ptorzbeim .

Bei dem Bezirksamt Pforzheim ist, wie uns von zuständiger
Stelle mitgeteill wird, die bisherige Polizeiabteilung verselb¬
ständigt und als Polizeidirektion eingerichtet worden.

Verbesserungen in den Lugverbindungen
mit Urarlsrube u. dem Kadiscben Lunde .

Vom Verkehrsverein Karlsruhe wird uns geschrieben :
Der am 1 . Juni d. I . in Kraft tretende Sommerfahrplan

für die ehemals badischen Bahnen wird eine ganze Reihe , zum
Teil lange erstrebter Verbesserungen der Eisenbahnverbindun¬
gen für die badische Landeshauptstadt und damit für das ba¬
dische Land selbst bringen . Sie werden in der Hauptsache aus
folgendem besteben:

A . 1 . In der Richtung Süd -Nord : Es ist ein neuer Zug (Eil .
zug 95 ) Offenburg ab 7,48 V . vorgesehen . Er liegt im Laufe
des seitherigen Hamburger v 85, der etwas später gelegt wird.
Der Zug 95 hat den Zweck, Anschlüsse herzustellen in Karls¬
ruhe an den Münchner Zug D 59, der bisher nur nach Stutt¬
gart ging (Karlsruhe ab 9,24 B .) und jetzt nach München durch,
geführt wird . Auf diesen Zug 95 find von Freiburg her Per »
sonenzugSanschlüffe gleichfalls vorhanden . Nach Basel besteht
eine Verbindung durch das neue EilzugZpaar 384/86 nach
München über die Höllentalbahn mit Umsteigen in Ulm . Fer¬
ner ist ein Ballen-Badener Wagen vorgesehen München -»
Baden -Baden , Baden ab 8,23 V . , er wird auf den Zug D 59
übergestellt. Die Wagen , die von Ofienburg kommen, werden
auf diesen Zug gleichfalls übergestellt und bis Mühlacker ge¬
führt . Ankunft des Zugs in München 4,55 N.

2 . D 175 (Basel-Frankfurt -München-Gladbach) der seither
schon lief, ist früher gelegt ab Basel (ab 6,32 V . ) . In diesem
Zug soll ein Wagen von Baden -Baden ^über Heidelberg, Baden
ab 9,13 V . eingestellt werden. Außerdem kommen in diesen
Zug ein Wagen Baden -Baden -Amsterdam und zwei Wagen j
Baden -Baden -Berlin . Der Baden -Baden -Amsterdamer Wagen
wird übergestellt auf v 168 ab Karlsruhe 10,37 V .

3 . Der Hamburger Zug I) 85, der bisher nur ab Freiburg
lief, wird ab Basel geführt und etwas später gelegt (Basel ab
7,20 V. ) . Er hat Anschlüsse in Basel aus Italien und zerfällt
in drei Abteilungen : a) eine Holländer Abteilung , b) eine
Berliner Abteilung, e) eine Hamburger Abteilung . Die Hol.
länder Abteilung besteht aus Wagen Genua -Amerstdam , einem
Wagen Genf -Haag und aus dem Speisewagen Houck van Hol¬
land . Diese Wagen gehen in Karlsruhe auf den D 163 über .
Zu der Holländer Abteilung kommt der vorhin erwähnte
Daden -Baden -Amsterdamer Wagen aus D 176 . Die Berliner
Abteilung besteht aus einem Wagen Genua -Berlin . In Karls¬
ruhe werden noch dazu gestellt aus dem Zug 175 die Baden -
Waden-Berliner Wagen , so daß wir ab Karlsruhe 3 Berliner
Wagen laufen haben, während 4 Wagen nach Hamburg laufen
(mit dem O 86 ) .

4. Der Zug v 269 (der seitherige Dortmunder Zug ) bleibt
bestehen. Basel ab 1<X46 B . Er hat eine Frankfurter Abtei¬
lung , die auf den Zug 169 übergeht und über Heidelberg
läuft . Er wird voraussichtlich zwischen Bruchsal und Heidel¬
berg doppelt geführt werden, weil er noch Münchener Wagen
bekommt.

6 . v 75 (Hamburger Zug) läuft ab Basel 8,00 R . und hat
einen Wagen Zürich -Altona.

6 . Der Berliner Zug TI 1 wird ab Basel etwas später ge¬
legt (3,50 N .) und hat Anschluß aus Mailand . Er bekommt
außerdem den jetzt schon fahrenden Wagen Zürich-Berlin und
einen neuen Wagen Mailand -Berlin . Die seither nach Katto -
wih laufenden Wagen werden künftig nur noch nach Dresden
gehen. Die Verteilungsstelle für diese Schlafwagenplätze geht
von Mannheim auf den Verkehrsherein Karlsruhe über , wo¬
mit einem dringenden Bedürfnis , der Karlsruher Geschäftswelt
endlich Genüge geleistet wird.

7 . Der Zug l) 207 (der seitherige 107 ) , ein Holländer Zug ,
dessen Bettplätze gleichfalls vom Verkehrsverein Karlsruhe
verteilt werden, fährt in Basel ab 7,36 N . und hat Anschluß
von Mailand , der etwa» .später gelegt wird , außerdem einen
Wagen Mailand -Amsterdam und einen Wagen Chur -Haag (bis .
her in dem Zug 281 ) . Dazu kommt eine Abteilung Basel -
Oberhausen . Er hat seither schon einen Basel-Amersterdamer
Wagen . Er soll den Basel-Amsterdamer Schlafwagen erhalten ,
außerdem ist ein Bedarfsschlafwagen vorgesehen, neu bekommt
er einen Schlafwagen Basel-Oberhausen . Es ist noch unent¬
schieden, ob außer den Bettplätzen, die seither im Amsterdamer
Schlafwagen vorgesehen waren , die Bettplätze in diesem
Basel -Oberhausener Wagen in Karlsruhe verteilt werden ,
dann hätte Karlsruhe 6 Plätze im Amsterdamer Wagen und
6 Plätze im Oberhausener Wagen. Der Verkehrsverein hat
den dringenden Wunsch ausgesprochen, daß dies geschieht und
daß die Verteilungsstelle für diese gesamten Schlafwagenplätze
nach Karlsruhe kommt . Es würde ferner einem lebhaften
Bedürfnis der hiesigen Einwohnerschaft und besonders der
Karlsruher Geschäftswelt entsprechen , wenn der weitere
Wunsch des Verkehrsbereins Karlsruhe in Erfüllung ginge ,
daß auch die Verteilung der Schlafwagenplätze in der Stutt¬
garter Abteilung des Holländer Zuges D 107, die seither Stutt¬
gart hatte , nach Karlsruhe verlegt würde , damit sie in einer
Hand sind .

8. Der seitherige v 281 (Holländer Zug 2 . Klasse ) Basel ab
11,35 , mit Wagen nach Amsterdam-Rotterdam wird voraus¬
sichtlich anstelle eines Wagens Basel -Amsterdam einen solchen
Genua -Amsterdam erhalten , außerdem zwei Schlafwagen nach
Wiesbaden . Er wird zudem noch einen 1 ./2 . Klaffewagen und
zwei 3 . Klassewagen Basel-Berlin erhalten , womit eine weitere
dreiklassige Verbindung nach Berlin hergestellt ist.

8 . 1 . In der Richtung Nord-Süd : Der Holländer Zug D
282 (siehe oben ) der in Basel 6,48 morgens ankommt , erhält
durchlaufende Wagen 1 ., 2. und 3 . Klasse Berlin -Basel .

2 . D 208 . seither D 108 (Holländer Zug ) , Mannheim ab
6,05 morgens , wird beschleunigt und kommt % Stunden früher
als seither nach Basel . Er führt wie bisher die Holländer
Wagen mit und eine Oberhausen-Basler Abteilung sowie die
Schlafwagen von Oberhausen und Amsterdam.

3 . Der Berliner Zug v 2 hat Schlafwagen von Berlin nach
Karlsruhe (Karlsruhe an 9,45 V.) und führt neu einen Mai¬
länder Wagen.

4. D 78 (Hambnrger Zug ) bleibt unverändert bestehen.
6. D 20 (der rheinische Zug) kommt in Karlsruhe 3,12 an ,

Basel 7,02 R . .
'

, 6. Der Zug D 176 von München-Gladbach über Heidelberg
erhält in Karlsruhe aus dem Münchner Zug v 4> der abends
6,36 hier ankommt, die Münchner-Baden -Badener Wagen 1 .,
2 .und 3. Klasse, ebenso die Mühlacker -Offenburger Wagen ,
die morgens heraufgeschickt worden sind .

7. D 86 (der Hamburger Zug mit der Holländer und Ber¬
liner Abteilung ) gibt dir Baden-Badener Wagen , die mit die¬

se« Zuge ankommen, in eine« besonderen Zuge von Korks,
ruhe bis Baden -Baden ab. so daß die Reisenden kurz vo,9 Ühr abends in Baden-Baden ankommen.

8. Der bisherige D löß/153 (Schwarzwaldzug ) wird als Eil .
zug über den Schwarzwald gefahren und im Sommer von und
bis Karlsruhe geführt .

9. Auf der Kraichgaubahn wird ein neues (beschleunigtes)
Personenzugspaar gefahren ; Karlsruhe ab 8 30 V., HeiBron «
an 10,30 , der Gegenzug nach Karlsruhe in Heilbronn ab 12,10
mittags .

C . 1 . In der Richtung West- Oft : D 59, disber bis Stutt -
gart , wird nach München durchgeführt mit Wagen Baden .
Baden - München.

2. D 117 (Paris -Prag über Karlsruhe -Pforzheim ) , Karls¬
ruhe af> 2,35 N ., behält seine Nürnberger und Dresdener Wa¬
gen und wird nach Prag weitergeführt .

3 . v 56/96 München-Paris und München-Frankfurt (seither
über Aschaffenburg) wird über Karlsruhe geleitet.

4 . O 4 Franksurt -Brüchsal-KarlSruhe -Pforzhein, -München.
Wien erhält Baden -Badener Wagen.

D . An beschleunigten Persenrnzügen werden, abgesehen von
den oben genannten , noch geführt werden:

1 . Zug 998 ah Mannheim nach Freiburg .
■2 Zug 969 Freiburg ab 5,05 N ., Karlsruhe 7,54 R ., nach

Mannheim mit Anschlüssen von Frankfurt nach Berlin (dort
an mittags 12,00 . Er führt 4. Klaffe , eine sehr erwünschte
Verbindung mit 4. Klaffe «ach Berlin .

3 . Zug 2310 ab Pforzheim 9,06 V .
Es möge hieraus entnommen werden daß,der diesjährige

Sommerfahrplan erfreulicherweise wiederum namhafte Ver¬
besserungen für die badische Landeshauptstadt und das badisDe
Land , besonders was die durchgehenden Verbindungen anlangt ,
aufweisen wird . Wünsche bleiben noch bestehen hinsichtlich der
weiteren Ausgestaltung des Nahverkehrs, Der Karlsruher
Verkehrsverein wird sich bemühen, auch hierin noch weitere
Zugeständnisse im Laufe der nächsten Zeit zu erreichen .

Die Tätigkeit des Gewerbeauksicktsamts
im Jabre 1921 .

Nach dem soeben erschienenen Jahresbericht des Badischen
Gewerbeaufsichtsamts für 1921 hat die Zahl der Betriebs¬
besichtigungen im Berichtsjahre eine Zunahme erfahren ; da¬
mit ging ein Anwachsen der zum Schutze der Arbeitnehmer er¬
lassenen Auflagen Hand in Hand. Von Einfluß auf diefe
Steigerung war die im April erfolgte Einstellung eines Auf¬
sichtsbeamten für Handelsbetriebe und offene Verkaufsstellen.

Was über die allgemeine Lage der Industrie gesagt wird,
zeigt, daß Trockenheit, Rohstoffmangel, Schwankungen des Geld¬
wertes zu Betriebseinschränkungcn und sonstigen Schwierig¬
keiten führten , bei deren Bekämpfung das Amt so weit als
möglich zur Vierfügung stand.

$ ie Bautätigkeit weift eine wesentliche Zunahme auf ; die
Zahl der Neubauten hat sich gegenüber dem Vorjahre mehr
als verdoppelt. Zum Teil wurden größere Neu- und Erweite¬
rungsbauten in Airgriff genommen. Nach Möglichkeit führte
man eine Besprechung der Baugesuche mit den Betriebsinha -
bern herbei.

Die Durchführung der achtstündigen Arbeitszeit begegnet in
städtischen Betrieben keinen nennenswerten Schwierigkeiten
mehr ; dagegen beleuchten Einzelfälle die Widerstände in klei-
nen Orten und auf dem Lande.

Im engen Zusammenhang mit dem Achtstundentag steht die
Leistung von Überarbeit. Sie muhte in der zweiten Jahres¬
hälfte reichlicherer gewährt werden und war durch den ver¬
stärkten Geschäftsgagn und den fühlbaren Mangel an gelernten
Arbeitern bedingt . Die Bewilligung wurde durchweg von der
Zustimmung der Betriebsräte abhängig gemacht . Wo die über -
arbe it auf ganze Industriezweige von Einfluß war , wurden
auch die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen zur
Stellungnahme aufgefordert . Insbesondere war das Bank¬
gewerbe zur Inanspruchnahme von Überstunden gezwungen,
da eine der gewaltigen Arbeitsvermehrung entsprechende Zahl
von Angestellten wegen Raummangel nicht eingestellt werden
konnte.

Allgemein wurde die Beobachtung gemacht , daß sich Betriebs¬
räte und Unternehmer gut aufeinander eingestellt hatten . Es
waren nur noch Emzelfälle, wo Arbeitgeber den Betriebsvertre »
tungen ablehnend gegenüberstanden. Die Aufgaben der Be¬
triebsräte müssen noch vertieft werden. Dies zeigt die Mittei¬
lung , daß die Betriebsräte nicht immer dem Unfallschutz und
der Schwerbeschädigtenfürsorge das volle Interesse entgegen¬
bringen .

Streiks und Bussperrungen haben gegen das Vorjahr erheb,
lich zugenommen . Lohnstreitigkeiten waren überwiegend die
Veranlassung .

Die Sammlung der in Baden vereinbarten Tarifverträge ,
die dauernd weitergeführt wird, ist nahezu lückenlos . Eine
Zusammenftellüng wird in kurzen Zeitabschnitte » Interessen¬
ten , insbesondere den Schlichtungsausschüffenund Demobilma¬
chungskommissaren zur Verfügung gestellt. Eine für Jahres¬
ende gelteMe Liste ist in dem Jahresbericht enthalten .

Nach einer im Laufe des Berichtsjahres veranlatzten Erhe¬
bung bleibt die Zahl der mit Hausarbeit beschäftigten Perso¬
nen im ganzen gegen die Vorkriegszeit nicht wesentlich zurück
Dagegen ist im einzelnen ein erheblicher Rückgang in der
Zigarrenindusttie zu verzeichnen ; auch die Zahl der Haus¬
arbeiter in der Textilindustrie hat sich errvingert . In der
Schmuckwaren-, Papier - und Kartonnagenindustrie war nahezu
die gleiche Anzahl von Hausarbeitsbetrioben festzustellen wie
vor dem Kriege, während das Verlesen von Aluminium -Folien
und die Herstellung von Perl kränzen einen größeren Umfang
angenommen hat . .

Eine Zunahme der weiblichen ' Angestellte « war in , Handeis¬
gewerbe zu beobachten, die darauf zurückzuführen ist, daß Toch¬
ter aus früher wohlhabenden Familien hentsmnf Erwerb an -
gewiesen sind.

Arbeiterinnen der Konfektionsindustrie haben vielfach unter
ungenügenden Arbeitsräumen zu leiden , eine Folge davon, daß
in der Kriegs - und Nachkriegszeit viele Räume dieser Industrie
zu Wohnzwecken beschlagnahmt wurden, die jetzt — nach He¬
bung des leschäftigungsgrades — nicht mehr frei zu bekom¬
men sind.

Eine Einschränkung der Pausen der jugendlichen Arbeite«
wurde für einzelne Betriebe dann zugelaffen , wenn sie der
Aufrechterhaltung des Arbeitsganges stark hinderlich waren .
Bon Überarbeitsbewilligungen wurden Jugendliche im allge¬
meinen ausgeschlossen .

Die Kinderarbeit , die nach den Frühjahrserhebungen eine»
geringen Umfang zeigte , hat im Herbst beträchtlich zugenom¬
men . Die Schar der Austräger , namentlich der Zeitungsaus¬
träger , stellt — wie schon früher — die größte Zahl der er¬
werbstätigen Schulkinder.

Eine erbebliche Anzahl bemerkenswerter, zum Teil recht
schwerer Brtriebs .nnfälle wurde untersucht. Die Betriebsrat »
wurde stets darauf hingcwiesen, dem Nnsallschntz ihre beson¬
deres Augenmerk zuzuwenden und auf die Arbeiterschaft ttm
zieherisch zur Benutzung der unfalltechnischen und hygienische «
Einrichtungen eiinzuwirken.

> Der gewerbehtzgienische Bericht behandelt die rvrgrwmmene «
! Mtzchtemdsäv«, tvu Reihe verschiedenartiger Vergiffungsew



Meinungen , sowie sonstige Beobachtungen über gesundheits»
schädlich« Einflüsse.

Der Abschnitt „wirtschaftliche *n» sittliche ZustLnde ber Ar-
»eiterhevölkernn, " enthält u . a . « " gaben Wer Produktto ^Senos.
frnschaftcn, über die Beschäftigung von Winden in der Jndu -
Pr je und über Beteiligung der Arbeiter und Angestellten am
Aktienbesitz eines Großbetriebs .

Dem Jahresbericht des Gewerbeaufsichtsamts ist angeschlos .
, en der Jahresbericht der Aufsichtsbeamten der Bergbehörde.

Hauptversammlung des Lad . Liscderei-
verbandes Brsrlsrube .

DZ . Unter dem Vorsitz von Professor Dr . Auerbach-Karlh -
ruhe fand in Freibuxg die Hauptversammlung des Bad .
sFischereivereins statt . Als Vertreter der Regierung war vom
Ministerium de» Innern der neuernannte LandeSfischerei»
Sachverständige Dr . Koch anwesend. Professor Auerbach er»
öffnete die Versammlung mit einem Nachruf für den verstor¬
benen 2 . Vorsitzenden Dr . HaaS-Offenburg , zu dessen Ehren
sich die Anwesenden von den Sitzen erhoben. Nach Erledigung
der Eingänge und Verlesung des Protokolls der letzten Haupt .
Versammlung in Konstanz wurde vom Borisitzenden der Ge¬
schäftsbericht für das abgelaufene Jahr erstattet und einstim.
mig genehmigt ; ebenso der vom Kassier erstattete Kassenbericht
für 1921 und der Voranschlag für 1922. zu deren Nachprüfung
außerdem eine dreigliederige Kommission gewählt wurde. Der
alsdann gewählte neue Vorstand setzt sich wie folgt zusammen :
1 . Vorsitzender Professor Auerbach-Karlsruhe , 2. Eduard
Schroff -Konstanz, 3. Dr . Koch-Karlsruhe , Schriftführer Dörr -
Karlsruhe . Außerdem wurde der Direktor des bad. Bauern .
Hereins Fagnoul in den Vorstand gewählt . Der bisherige
Schriftführer Lasser-Karis,ruhe mußte wegen anderweitiger
Inanspruchnahme eine Wiederwahl ablehnen.

Über die Frage der infolge der Geldentwertung notwendigen
Beitragserhöhung entspann sich eine längere Aussprache, wor¬
auf die Beiträge wie folgt festgesetzt wurden : Für Einzelmit¬
glieder 50 M . , für korporative Mitglieder : A . Städte , Verwal¬
tungen usw. 100 M . B . Vereine usw . bis zu 50 Mitgliedern
60 M . und für je weitere 25 Mitglieder 10 M . mehr bis zum
Höchstbetragvon 500 M . pro Jahr . Nach einer längeren Diskus¬
sion , in der hauptsächlichder Wunsch nach Aufhebung de» Aus -
fnhrverbot » für Süßwasserfische aus den Reihen der Mitglie¬
der laut wurde, und Anfragen der Mitglieder über fischtech-
uische und Pachtfragen , wurde die gutverlaufene Versammlung
geschloffen , nachdem sowohl der Vorstand als auch der Vertreter
de» Ministerium » ihrem Bestreben, den berechtigten Wünschen
der Mitglieder nach Möglichkeit Rechnung zu tragen , Ausdruck
verliehen hatten . Es wurde norft auf die Mitte Juni in Frie -
drichshafen stattfindende Generalversammlung des Deutschen
Fischereivereins und den Fischereirätetag Angewiesen, für
welche Veranstaltungen eine lebhafte Beteiligung als wün¬
schenswert bezeichnet wurde . — Der Verein umfaßt gegenwär¬
tig 836 Einzel , und korporative Mitglieder .

Brurze Lscdricbten aus Laden .
Verketzrssperren.

Aufgehoben ist Lnnahmesperre für Frachtstückgut Neuß Ort
und Umladestelle.

Die Annahmesperre für Eil - und Frachtgut (Stückgut und
Ladungen ) an die Firmen der Metallindustrie nach den Manu -
heimer Bahnhöfen ist aufgehoben.

Mannheim , 27 . Mai . Durch eine bestialische Mißhandlung
kam in der verflossenen Nacht der 38jährige verheiratete Fa -
brikdirektor Alfred Hummel um» Leben. Auf dem Heimwege
hatte er in der Unterstadt mit dem Musiker Josef Betz einen
Zusammenstoß . Betz warf ihn auf den Boden uni» trat ihm
dann mit den Füßen auf dem Kopf herum , bi» der Tod eintrat .
Der Täter , der 29 Jahre alt ist, wurde verhaftet .

DZ . Überlingen , 28. Mai . Mit einem Aufwand von 7 Mil -
lionen Mark will sich die Stadt Merlingen bekanntlich ein
Kraftwerk erbauen , das als Speicherkraftwerl der Stadt an
das Badenwerk Strom abgeben will. Der Bürgerausschuß
hat das gro^ ügige Projekt mit über 15 Millionen Mark ge¬
nehmigt . _

Aus der Landeshauptstadt .
DZ . Bon der Technischen Hochschule. Zum Rektor der Tech¬

nischen Hochschule Karlsruhe für das Studienjahr 1922/23
ist der Rektor des Instituts für physikalische Chemie und Elek¬
trochemie, Professor Dr . Georg Bredig, gewählt worden.

Verdingung von Rindern . Die Viehablieferungskommis -
fion veröffentlicht im Anzeigenteil unseres heutigen Blatte »
eine Ausschreibung, auf die wir die Interessenten auch an die¬
ser Stelle aufmerksam machen.

Druckfehler. In der Schlußzeile de» gestrigen Bericht» über
das Frühlingsfest im Stadtgarten ist ein Druckfehler enthalten .
Es mutzte richtig heißen, daß sich Kunstmaler Eichrodt (nicht
Einhardt ) um das Gelingen des Festes besonder» verdient
gemacht habe.

Ltaatsanzeiger.
Bekanntmachung.

Die Geldlotterie für Säuglings - und Kleinkinderfürsorge
in Bade» bett .

Dem Badischen Landesverband für Säuglings - und Klein¬
kinderfürsorge in Karlsruhe wurde, die Erlaubnis zur Ber»
anstaltung einer Geldlotterie, bei welcher 3467 Geldgewinne
und 1 Prämie im Gesamtbeträge von 60 000 M . ausgespielt
und 42000 Lose, das Stück zu 3,333 M . und 66,666 Pfg .
Reichsstempelalb gäbe ausgegeben wenden, erteilt .

Ziehungstag ist der 18. August 1922 .
Karlsruhe , den 26 . Mn 1922.

Ministerium des Innern .
R e m m e l e, Schmidt.

Fahryla « auf Heu KrastpofMaiea der » etchsv^ lve rwatlu uE.
Am 1 . Juni tritt auf den Kraftpostlmieu der Reichsposwer»

valtung ein neuer Fahrplan in Kraft . Die Berkchrszeiten
find au » den auf den Haltestellen ausgehängten gedruckten
Streckenfahrplänen zu ersehen und auch bei den PostanstaNen
sowie bei den öffentlichen Auskunftsstellen zu erfahren . Die
Fahrpläne aller in Baden verkehrenden reichseigenen Kraft »
Posten sind außerdem auch im Reichskursbuch und in dom
„grünen Kursbuch" für Baden enthalten .

personeller Teil.
Ernennungen, Versetzungen , Zuruhesetzungen usw

der Planmäßigen Beamten .
Aus dem Bereich des Justizministeriums .

Zugelaffe« als Rechtsanwalt :
der ftühere Regierungsassessor Dr . Paul Wallt beim Land¬

gericht Karlsruhe .
Auf Zulassung verzichtet:

Rechtsanwalt Wilhelm Engler in Mannheim .
Ernannt :

Landgerichtsrat Julius Federer in Konstanz zum Untersu¬
chungsrichter beim Landgericht daselbst ; die Gerichtsassefforen
Erich Frommhold zum Staatsanwalt beim Landgericht Waids .
Hut, Karl Hahn zum Staatsanwalt beim Landgericht Karls¬
ruhe mit dem Dienftsitz in Pforzheim und Dr . Albert Wötzner
zum Staatsanwalt beim Landgericht Freiburg mit dem Dienst¬
sitz in Lörrach ; Justtzsekretär Robert Krauß beim Amtsgericht
Karlsruhe zum Justizobersekretär .

Versetzt :
Staatsanwalt Dr . Dagobert Moericke in Pforzheim nach

Konstanz, Gerichtsverwalter Valentin Knörzer beim Amtsge¬
richt Pforzheim zum Amtsgericht Heidelberg, Justizobersekretär
August Hässig beim Amtsgericht Waldshut zum Amtsgericht
Meßkirch; die Kanzleiassistenten Theophil Meyer beim Amts¬
gericht Donaueschingen zur Staatsanwaltschaft Lörrach und
Franz Jsenmann beim Notariat Lörrach zum Notariat Offen,
bürg .

I « den Ruhestand versetzt :
Notariatsdirektor Wilhelm Huber in Pforzheim , Kostenober¬

inspektor Karl Dentz beim Landgericht Karlsruhe auf Ansuchen
bis zur Wiederherstellung seiner Gesundheit.

Gestorben :
Obergeometer Robert Hönn in Waldkirch,
Bausekretär a . D . Emil Burkarl in Donaueschtngen.

B° HNgr
V«rktufMtall*a : Drog . W. T»chertlinj , Amalicnstr. 19 ; Dro* . A. Vetter ,

Zirkel 15, Ecke Adlerstrafte.
Hersteller Wlebsmldelwerka Dreaden - Relok .

Badisches Landestheater .
Mittwoch , 31 . Mai . 5—9% Uhr . 55 M.

Der * Ring des Nibelungen . II . Tag.

Siegfried .

Durch Weggang des seitherigen Inhabers ist die
Stelle des Bürgermeisters der Gemeinde Seckenheim ,
Amt Mannheim , alsbald neu zu besetzen. Besoldung
erfolgt nach Gruppe XI der staatlichen Besoldungsord¬
nung . A 303

. Geeignete Bewerber wollen ihre Gesuche bis zum
L0. Juni lfd . IS . anher einreichen .

Seckenheim , den 29 . Mai 1922 .
Gemetnderat . _

Körperschastssteuer .
Aufforderung zrr Anmeldung steuerlich

wichtiger Vorgänge.
Die körperschaftssteuerpflichtigen Personenvereini¬

gungen und Zweckvermögen , die im Bezirke des Fi¬
nanzamts Karlsruhe -Stadt und im Bezirke de» Fi¬
nanzamts Karlsruhe -Land den Ort der Leitung oder,
wenn der Ort der Leitung im Ausland liegt , ihren
Sitz , einen gach 8 71 der Reichsabgabenordnung be¬
stellten Vertreter oder den größten Teil ihres inländi¬
schen Vermögens haben, werden darauf hingewiesen,
daß sie verpflichtet sind , folgende für die Steuerpflicht
wichtige Vorgänge jeweils binnen drei Wochen nach
ihrem Eintritt dem Unterzeichneten zuständigen Fi¬
nanzamt anzuzeigen :

1 . ihre Gründung sowie den Eintritt von Tatsachen,
die ihre Steuerpflicht oder eine veränderte
Steuerpflicht zur Folge haben,

2. den Erwerb der Rechtsfähigkeit, den Übergang
aus einer Rechtsform oder Gesellschaftsform tn
eine andere sowie die Verschmelzung (Fusion)
mit einer andern Gesellschaft,

8. die Verlegung des Orte » der Leitung oder des
Sitzes in das Inland sowie in das Ausland ,

4. die Beschlußfassung über die Auflösung oder den
Eintritt der Auflösung aus andern Gründen ,

5. die Beendigung der Vermögensauseinanderset¬
zung (Liquidation ) und die Löschung im Han -
dels- , Vereins - oder Genossenschastsregister.

Die Pflicht zur Anzeige trifft die gesetzlichen Vertre -
1er, Vorstände, Geschäftsführer oder, wo solche bei Per .
sonenvereinigungen nicht vorhanden sind , die Mitglie .
der oder Beteiligten (§§ 84, 86 der Reichsabgabenord,
nung ) .

Die Unterlassung der Anzeige ist nach § 27 des Kör.
perschaftflgesetzes vom 30 . März 1920 und 8 377 der
Reichs«bgabenordnung mit einer Ordnungsstrafe von
5 bis 500 M . bedroht. Sie kann eine Haftung für den
Steueranspruch zur Folge haben (8 90 der Reichsab¬
gabenordnung ) .

KlNperschaftSsteuerpftichtig find :
1. die Erwerbsgesellschaften (Aktiengesellschaften.

Kommanditgesellschaften auf Aktien, Kolonialge-
sellschasten , bergbautreibende rechtsfähige Bei -
einigungen und nichtrechtsfähige Berggewerk-
kchasten , Gesellschaften mit beschränkter Haftung ,
sonstige Personenvereinigungen mit wirtschaft¬
lichem Geschäftsbetriebe, deren Zweck die Erzie¬
lung wirtschaftlicher Vorteile für sich oder ihre
Mitgliöder ist),

2. die Erwerb »- und WirtschaftSgenoffenschaften,
BerficherungSbereine auf Gegenseitigkeit und die

politischen Parteien und Vereine mit eigenem Ge¬
werbebetriebe,

3. sonstige juristische Personen des bürgerlichen
Rechtes, insbesondere eingetragene Vereine,
rechtsfähige Anstalten und Stiftungen ,

4. juristische Personen des öffentlichen Rechtes, ins¬
besondere kirchliche Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen ,

5 . nichtrechtsfähige Personenvereinigungen und
Zweckvermögen mit Ausnahme der offenen Han¬
delsgesellschaften, der Kommanditgesellschaften
und der sonstigen Erwerbsgesellschaften, bei de¬
nen die Gesellschafter als Unternehmer (Mit¬
unternehmer ) des Betriebs anzusehen sind .

Die Steuerpflichtigen werden ferner darauf hingewie»
sen , daß sie jeweils nach Ablauf ihres Geschäftsjahrs
(Wirtschaftsjahrs ) eine Steuererkläruing abzugeben
haben. Wenn ihnen eine besondere Aufforderung
hierzu nicht zugeht, ist die Steuererklärung binnen der
Frist von drei Monaten nach Ablauf deS Tage» abzn-
geben, an dem das Jahresergebni » (der Jahresab¬
schluß ) von den zuständigen Organen festgestellt wor¬
den ist.

Di« Erwerbsgesellschaften (Abs . 4 Nr . 1 ) haben ohne
besondere Aufforderung binnen einem Monat nach
Feststellung der Bilanz oder des sonstigen Abschlus¬
ses durch die zuständigen Organe

tettu v. H.
deS Reingewinns als vorläufige Zahlung auf die Kör¬
schaftssteuer zu entrichten.

Diese vorläufige Zahlung erhöht sich für die nach
dem 31. Dezember 1921 zu Ende gehenden Geschäfts¬
jahre auf 15 v . H. Der Mehrbetrag der vorläufigen
Zahlung ist bis zum 4 . Juni 1922 zu entrichten ; falls
aber die Bilanz usw. am 4. Mai 1922 noch nicht fest¬
gestellt war , so ist die ganze erhöhte vorläufig « Zah¬
lung binnen eines Monats nach dieser Feststellung zu
leisten.

Nicht rechtzeitige Entrichtung hat einen . Zuschlag
von zwanzig v. H. der endgültig festgesetzten Steuer
zur Folge. W .585

Karlsruhe , den 26 . Mai 1922 .
Finanzamt KarkSrnhe-Stadt (Krenzstr . 11a ) .

Finanzamt KarlSruhe -Land (Rüppurrerstt . 3a) .

Verdingung von Rindern .
In Ausführung de» FriedenSvertrage » wird die Lie¬

ferung von Rindern der Allgäuer und Simmentaler
Raffe ag Italien vergeben. Die Vertragsbedingungen
sind dieselben, wie dre bei der Ausschreibung im De¬
zember vorigen Jahre », jedoch mit folgenden Abän¬
derungen :

1 . Zur Lieferung kommen folgende Tiergattungen
m den näher bezeichneten Verhältnissen :

Rinder 6-—12 Monate 23 %
Rinder , 13—18 Monate 23 %
trächtige Kalbinnen oder Kühe 82 %
Arbeitsochsen über 3 Jahre , 15 %
Durchschnitt 12 Zt, ., Mindest 11 Ztr .,
Jungochsen , 2—3 Jahre alt , Mindestge-
wicht 8 Ztr ., Durchschnittsgewicht96 Ztr . 7 %

2. Das gesamte Seuchenrisiko wird bis zum Augen¬
blick der Verladung auf der Abnahmestation vom
Lieferanten getragen .

3. Die Abnahme findet nicht mehr ans einer gro¬
ßen Sammelstelle , sondern auf verschiedenen
Sammelstellen statt , deren Bestimmung dem An¬
lieferer überlassen wird . Die Zahl der borgestell¬
ten Tiere darf nicht unter 80 Stück bettagen .

Die Vertragsbestimmungen können bei der Viehablie¬
ferungskommission, Berlin SW 88. Charlottenstr . 18,
elngesehen und von dort gegen Einsendung von 20 M.

bezogen werden. Angebote müssen bei der Viehablie¬
ferungskommission spätestens bis zum 10. Juni 1922,
vormittags 11 Uhr, eingereicht sein. Spätere Ange¬
bote werden nicht berücksichtigt . N 608

Das Angebot ist bindend bis zum 20 . Juni 1022,
mittags 12 Uhr.

Berlin 81V66 , den 26. Mai 1922 .
Charlottenstt . 18.

ViehablieferungskoMmisston .
Der Vorsitzende :
Dr . Niklas .

Bekanntmachung.
Der Brückengeldtarif für die Eisenbahnschiffbrücke bei

Maxau vom 1 . September 1920 wird vom 1 . Juni 1922
an um durchschnittlich etwa 150 °/, erhöht. Der neue
Tarif kann von der Station Maximiliansau gegen
Erstattung der Portokosten bezogen werden. N .584
Essenbahn-Generaldirektion Eisenbahndirettio «

Karlsruhe. Lndwigshafen (Rhein ).

MSengO . Tarif für die Wabahaschifsbrücke bei MM.
Gültig vom 1 . Juni 1922 an.

, o- . Pfennig sllr
I . Trere : jedes swck

1 . große . 50
2 . kleine , nämlich : Kälber, Schweine, Ziegen,

Schafe (auch auf Fuhrwerken ) . . . 30
II . Fuhrwerke :

1 . für Personenbeförderung :
a) einspännig . 50
b) zweispännig . 100
cj drei» und mehrspännig . . . . . . 150

2. für Güterbeförderung :
a) leer : einspännig . 50

zweispännig . 100
drei- und mehrspännig . . . . 200

3. Anhängewagen :
a ) leer . . 50
b) beladen . . . . . . 100

III . Kraftfahrzeuge :
1. für Personenbeförderung . 150
2 . für Güterbeförderung :

a) leer . 100
b) beladen . 200

3. Anhängewagen :
a) leer . 100
b ) beladen . . 200

IV . Brückengeldbefreiung .
Vom Brückengeld befreit sind :
1 . reichs - und staatseigene Fuhrwerke (Post-, Dienst¬

autos usw.)
2 . Fuhrwerke, welche die Brücke zum Zwecke der Hilfe¬

leistung bei Brand und sonstigen Unfällen benützen.
Anmerkung : Als „ leer " gilt noch ein Fuhrwerk und

ein Kraftfahrzeug , das mit höchstens 150 kg beladen ist .

WMn-EeMMeklion WlidahMrektion
in Karlsruhe. Ludwigshasen (Wein).
Amtliche Bekanntmachung.

De« Verkehr mit Kraftfahrzeuge« betr .
Aufgrund des 8 23 der Verordnung über den Ver¬

kehr mit Kraftfahrzeugen wird die Durchfahrt von der
Durlacher Allee durch die Melanchthon- und Georg-
Friedrichstraße nach der Gerwigstraße während deS
Marktes am Lutherplatz von morgens 7,7 Uhr bis
nachmittags */,l Uhr für Kraftfahrzeuge all« Art
verboten. N.581

Karlsruhe , den 26. Mai 1922 .
Bad . Bezirksamt . — Polizeidirrktion . O .Z .72

N .662 .2 Oberkirch. Die
Maria Hermann , ledig in
Oppenau , hat beantragt ,
den verschollenen Hermann
Hermann , geb . am 24 .
April 1847 in Oppenau ,
zuletzt wohnhaft in Oppe¬
nau , für tot zu erklären .

Der b«zeichnete Verschol¬
lene wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf :
Donnerstag , 8. Februar
1923 , vormittags 11 Uhr,
vor dem AmtsgerichtOber¬
kirch anberaumten Aufge¬
botstermine zu melden,
widrigenfalls die Todeser¬
klärung erfolgen wird.

An alle, welch« Auskunft
über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf.
forderung , spätestens im
Aufgebotsterminc dem Ge¬
richt Anzeige zu machen .

Oberkirch, 20. Döai 1922.
Bad . Amtsgsericht .

6eegrflssertouf.
Bad . Forstamt Renchen

verkauft fteihändig »nt
Angebotsfrist bis 12. Juni
d. I . den Seegraserwachs
aus Domänenwald Müh-
rig und zwar : Los 1
(Schlag 3—5) geschätzt zu
280 Zentner , Los 2 (Schl .
7—10) gesch . zu4MZent¬
ner , Los 3 (Schl. 13. 18
bis 20) gesch. zu 300 Zent¬
ner , Los 4 (Schl. 21—25)
gesch . zu 290 Zentner . Die
Angebote sind losweise j„

Zentner einzureichen,
Gesamtangebote werden
nicht berücksichtigt . Richer »
Auskunft durch Forstwart
Weisenbach in WagShurst

Wir vergeben die Fer
tigstellung der Auffahrts
rampen zu der Marbacher
Straßenbrücke auf den
Bahnhof Millingen ( 15001
cbm Erdbewegung , 500t
qm Böschungsslächenher
stellung, Befestigung vor
3000 qm Wegflächen, 801.
qm Rinnenpflaster usw .)
Plane und Bedingungei
liegen bei un » auf ; Ange
bote bei uns erhälllich.
kein Versand nach aus -
wärts . Angebote sind bi»
längstens Mittwoch, den 7
Juni 1922, nachmittag»
Uhr, bei un» einznreichen
Zuschlagsftsst 8 Tage .

VMngen . 26. Mai 1988
Bahnbauinspettio «.
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